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EFD Eidgendssisches Finanzdepartement
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FK-NR Finanzkommission des Nationalrats

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates
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Biiro-NR Blro des Nationalrates

LSVA Leistungsabhangige Schwerverkehrsabgabe

MWST Mehrwertsteuer

WBF Eidgendssisches Departement flir Wirtschaft, Bildung und Forschung

1ZA Internationale Zusammenarbeit
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de la communication

CdF-CN Commission des finances du Conseil national

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

Bureau-CN Bureau du Conseil national

RPLP Redevance sur le trafic des poids lourds liée aux prestations

TVA Taxe sur la valeur ajoutée

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

Cl coopération internationale

APD ,(ARidN(—:é)publique au développement par rapport au revenu national brut

DA Délégation administrative
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MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 30.09.2022
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation

Gemass des Kundgebungsreglements der Stadt Bern gilt wahrend Sessionen des
eidgendssischen Parlaments auf dem Bundesplatz ein Demonstrationsverbot. Weil
dieses Verbot nicht haltbar sei - insbesondere wéhrend Sessionen sollten die
Burgerinnen und Burger die Méglichkeit haben, ihre Volksvertreterinnen und -vertreter
auf ihre Sorgen aufmerksam zu machen - musse sich der Bund bei der Gemeinde Bern
fur eine Aufhebung dieses Passus im Kundgebungsreglement einsetzen. Dies forderte
Aline Trede (gp, BE) in ihrer Motion, mit der sie Aktionen und Demonstrationen auf
dem Bundesplatz auch wahrend Sessionen ermdglichen wollte, wie sie ihren Vorstoss
betitelte. In der Nationalratsdebatte in der Sommersession 2021 erklérte die Bernerin,
dass es ein Bewilligungsverfahren geben solle und Aktionen, die den Sessionsbetrieb zu
stark storten oder gar die Sicherheit bedrohten, weiterhin nicht zugelassen werden
durften. Fur das Buro-NR, das die Motion ablehnte, ergriff Roland Rino Blichel (svp, SG)
das Wort. Das Kundgebungsverbot bestehe seit 1925 und gebe immer wieder Anlass zu
Diskussionen. Man habe aber mit der Stadt Bern seit 2016 ein «Memorandum of
Understanding», das Kleinstkundgebungen ohne Larmemissionen erlaube. Die
Zusammenarbeit mit der Stadt funktioniere gut. Die unbewilligte Klimademonstration
wahrend der letzten Woche der Herbstsession 2020 habe aber eben gezeigt, dass
Stérungen nicht nur wegen Larm, sondern auch wegen der Blockierung der Zugénge
zum Parlamentsgebaude auftreten kdnnen. Bereits friher habe der Nationalrat éhnliche
Vorstdsse abgelehnt und das Biro bringe nach wie vor dieselben Gegenargumente vor:
Das Parlament musse seine Arbeit «sicher, ordnungsgemass und stérungsfrei»
ausfuhren kénnen und die Stadt Bern sei verpflichtet, dies zu garantieren. Dies sah
auch die Ratsmehrheit so und versenkte den Vorstoss mit 117 zu 67 Stimmen. Lediglich
die SP- und die GP-Fraktion stimmten geschlossen fir eine Offnung des
Demonstrationsverbots.

Volksrechte

Am Montag der dritten Herbstsessionswoche 2020 besetzten Klimaaktivistinnen und
-aktivisten den Bundesplatz, obwohl dort Veranstaltungen wéhrend der Session
verboten sind. Dies flhrte bei den Parlamentarierinnen und Parlamentariern zu einigem
Arger. So beschwerten sich gemass verschiedener Medien insbesondere biirgerliche
Parlamentsmitglieder, von den Klimaaktivistinnen und -aktivisten «angepdbelt» worden
zu sein. Dabei stellten die Medien vor allem verschiedene verbale Entgleisungen ins
Zentrum der Berichterstattung. So soll Roland Blichel (svp, SG) derart genervt gewesen
sein, dass er die Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten vor laufender Kamera als
«Arschlécher» bezeichnete. Andreas Glarner (svp, AG) nannte die Demonstrierenden
wéhrend eines Interviews «kKommunisten und Chaoten» und Sibel Arslan (basta, BS), die
das Anliegen der Streikenden vertreten wollte, «Frau Arschlan» - was er spéater als
Versprecher entschuldigte. Umgekehrt regten sich linke Parlamentsmitglieder Uber die
falschen Prioritaten der Medien auf, so etwa Jacqueline Badran (sp, ZH), die in einem
Radiointerview die Medien angriff, welche «den huere fucking Glarner, who cares, [...]
statt die Forderungen der Jugendlichen» gefilmt hatten.

Die Debatten drehten sich in der Folge allerdings nicht nur um «Anstand» und verbale
Entgleisungen, sondern auch darum, ob der Bundesplatz Uberhaupt besetzt werden
darf - insbesondere wéhrend der Session. Wahrend sich blrgerliche
Parlamentarierinnen und Parlamentarier beschwerten, zeigten links-grine Mitglieder
der Bundesversammlung Verstdndnis fir die Aktion. Die aktuelle Regelung im
Kundgebungsreglement der Stadt Bern besagt, dass die Versammlungsfreiheit auf dem
Bundesplatz wahrend der Sessionen vor allem flr grosse Manifestationen aufgehoben
wird. Verantwortlich fur die Einhaltung dieser Massnahme ist die Stadt Bern, weshalb
sich die Kritik der Burgerlichen in der Folge vor allem gegen den Berner
Stadtprésidenten Alec von Graffenried (gfl) richtete. Einige Medien - darunter etwa die
NZZ - warfen der Stadt gar vor, «mit zweierlei Mass» zu messen und das
Demonstrationsverbot «selektiv» umzusetzen.

Die Aktion auf dem Bundesplatz fuhrte schliesslich auch zu einiger parlamentarischer
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AMANDO AMMANN

Betriebsamkeit. Ein noch am gleichen Montag eingereichter Ordnungsantrag
(20.9004/21364) von Thomas Aeschi (svp, ZG), der die R&umung des Platzes beantragte,
wurde mit 109 zu 83 Stimmen (1 Enthaltung) im Nationalrat angenommen. Dagegen
stimmten die geschlossenen Fraktionen von SP, GP und GLP sowie zwei Angehdrige der
Mitte-Fraktion. Der am nachsten Tag von Esther Friedli (svp, SG) eingereichte
Ordnungsantrag (20.9004/21402), mit dem zusétzlich eine Anzeige gegen die Stadt Bern
und die «Klimaextremisten und Linksradikalen» gefordert wurde, lehnte eine 90 zu 79-
Stimmen-Mehrheit (bei 16 Enthaltungen) dann freilich ab. Hingegen richtete sich die VD
mit einem von Nationalratsprasidentin Isabelle Moret (fdp, VD) und Sténderatspréasident
Hans Stockli (sp, BE) unterzeichneten Schreiben an die Regierungen von Stadt und
Kanton Bern und forderte diese auf, fir die Einhaltung der Rechtsbestimmungen zu
sorgen. Und schliesslich reichte Christian Imark (svp, SO) eine Motion ein, mit der er
forderte, die Stadt Bern des Bundesplatzes zu enteignen. Dadurch kénne der
Bundesrat «kinftig selber fir Recht und Ordnung auf dem Bundesplatz» sorgen, weil
«die linke Berner Stadtregierung [...] die Chaoten immer 6fter gewahren» lasse.

Wohl auch weil die Polizei am Mittwoch nach zwei Ultimaten der Stadtregierung den
Platz raumte, legte sich die Aufregung kurz darauf wieder. Der Bundesrat beantragte ein
paar Wochen spater die Ablehnung der Motion, weil eine Enteignung nicht
verhéltnisméssig sei und die Zusammenarbeit mit der Stadt Bern bezlglich Nutzung des
Bundesplatzes so funktioniere, dass die Interessen des Parlaments bertcksichtigt
wirden. Die Motion Imark selber wurde dann zwei Jahre nach ihrer Einreichung wegen
Nichtbehandlung abgeschrieben. ?

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Im Vorfeld der Sommersession 2020 befassten sich sowohl die FK-NR wie auch die
APK-NR ausfihrlich mit der Botschaft zur Strategie der IZA 2021-2024. Wie bereits in
der Vernehmlassung fuhrte die APD-Quote zu inhaltlichen Differenzen. Die FK-NR
lehnte sowohl eine progressive Erhdhung der APD-Quote auf 0.7 Prozent, wie auch eine
Senkung der Quote auf 0.45 Prozent ab. Auch ein weiterer Kirzungsantrag, welcher die
Rahmenkredite - ausser denjenigen zur humanitéren Hilfe - halbieren wollte, wurde
abgelehnt. Eine Kommissionsmehrheit beantragte dem Nationalrat, den Vorschlag des
Bundesrats anzunehmen. Die APK-NR kam in ihrer Beratung hingegen zum Schluss, dass
in Krisenzeiten eine starke internationale Zusammenarbeit und eine effektive
humanitare Hilfe unabdingbar sei. Aus diesem Grund beschloss die Kommission von der
bundesratlichen Vorlage abzuweichen, und die Rahmenkredite um CHF 241 Mio. zu
erhohen. Diese Erhdhung entsprache einer progressiven Erhéhung der APD-Quote auf
die vom Parlament 2011 festgesetzten 0.5 Prozent. Zudem reichte die APK-NR zwei
Vorstosse ein, eine Motion zur Fortfihrung der Tatigkeiten in ausgewahlten Landern in
Zentralamerika und der Karibik und ein Postulat (20.3469), welches einen Bericht zu
Zoonosen und deren Eindéammung forderte.

Der Sprecher der APK-NR, Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) empfahl dem grossen Rat in
der Sommersession 2020, auf alle vier Bundesbeschlisse einzutreten und den
Gesamtbetrag des Rahmenkredits um den bereits erwahnten Betrag zu erhdhen.
Daraufhin entspann sich eine langwierige Debatte entlang der Parteigrenzen flr oder
gegen eine Erhdhung der Rahmenkredite. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
brachte die Debatte mit der Feststellung: «Die Linke méchte immer mehr finanzielle
Mittel und die Rechte immer weniger» konzise auf den Punkt. CVP und FDP
unterstitzten die bestehende Vorlage des Bundesrates wéhrend die Parteien links und
rechts davon abwichen. SP, Griine und GLP auf der einen und die SVP auf der anderen
Seite argumentierten allesamt mit den Konsequenzen der Corona-Krise fur ihr
jeweiliges Anliegen. Die davon abgeleiteten Folgerungen standen sich aber diametral
gegenuber. Sibel Arslan (gp, BS) verwies auf die «verheerende» Wirkung der Corona-
Massnahmen flr die Wirtschaft in den Entwicklungslandern und forderte, dass sich die
Schweiz als - auch nach Corona - stabiles und reiches Land ihrer Verantwortung
bewusst werden musse. Auch Nationalréatin Tiana Angelina Moser (glp, ZH) befand es fir
notwendig, die Kredite bzw. die ADP-Quote zu erhdhen, da sich die Schweiz als
Globalisierungsgewinnerin fur die Bewaltigung globaler Krisen einsetzen sollte. Die SVP-
Fraktion interpretierte die Folgen der Corona-Pandemie génzlich anders. So verlangte
Nationalrat Roland Biichel (svp, SG) im Namen seiner Fraktion die Kirzung des IZA-
Budgets und die Aufhebung der ADP-Quote, da qualitative Messgréssen wichtiger seien
als quantitative. Auch sein Parteikollege Franz Gruter (svp, LU) stellte die Hohe des
Entwicklungshilfe-Budgets angesichts der «grossten Krise seit dem Zweiten Weltkrieg»
in Frage. Ein Rickweisungsantrag von Rino Bichel wurde mit 140 zu 53 Stimmen
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NIKLAUS BIERI

abgelehnt. Ebenfalls abgelehnt wurden die zahlreichen Minderheitsantrage, darunter
auch jene von Roland Bulchel und Sibel Arslan, welche die Hohe der Rahmenkredite
anpassen wollten und inhaltlich teilweise identisch waren. Der Nationalrat nahm
hingegen einen Minderheitsantrag Portmann (fdp, ZH) an. Dieser legte fest, dass die
Betrage der Rahmenkredite mit der wirtschaftlichen Entwicklung und dem Abbaupfad
der Corona-bedingten Schulden fluktuieren werden. Mit Ausnahme der SVP stimmten
alle Fraktionen fir die vom Bundesrat vorgebrachten Bundesbeschlisse. *

In der Herbstsession 2020 stand die Strategie der IZA 2021-2024 im Nationalrat zum
zweiten Mal zur Debatte. Zuvor hatte der Stdnderat eine vom Nationalrat
vorgeschlagene Anderung abgelehnt und damit eine Differenz geschaffen. Die grosse
Kammer hatte mit einem Artikel 2a die Hohe der Rahmenbetrége an die wirtschaftliche
Entwicklung der Schweiz und den Abbau der Covid-19-bedingten Schulden koppeln
wollen, was der Stéanderat aber flr unpassend befand. Eine Mehrheit der APK-NR schlug
vor, sich dem Standerat anzuschliessen. Eine Minderheit Blchel (svp, SG) wollte jedoch
am betroffenen Artikel 2a festhalten. Roland Biichel sah im umstrittenen Artikel eine
Méglichkeit, im Bereich der Entwicklungshilfe Einsparungen vornehmen zu kénnen. Die
Minderheit verlangte, die Schweiz «von innen her» zu starken und kritisierte die hohen
Betrage, die in den kommenden Jahren in die IZA investiert werden sollten. Claudia
Friedl (sp, SG) unterstitzte in ihrem Votum den Mehrheitsantrag, da das Parlament im
jahrlichen Budget sowieso den effektiven Betrag eines Rahmenkredits festlegen konne
und man mit Artikel 2a den eigenen Handlungsspielraum nur noch verkleinern wirde.
Hans-Peter Portmann, welcher den Artikel urspringlich mittels Minderheitsantrag
eingebracht hatte, verwies auch auf die Zusicherung des Bundesrats, dass dieser in den
Zahlungskrediten die wirtschaftliche Entwicklung und den Covid-19-Schuldenabbau
berucksichtigen werde.

Der Nationalrat nahm schliesslich den Antrag der Mehrheit mit 112 zu 56 Stimmen (bei
25 Enthaltungen) an und strich damit Artikel 2a wieder aus dem Entwurf, womit er die
Differenz zum Sténderat bereinigte. Somit wurden die vier Bundesbeschlisse zur IZA
angenommen. Fur die Gegenstimmen bei der Gesamtabstimmung zeichnete fast
ausschliesslich die SVP-Fraktion verantwortlich, die Enthaltungen stammten
mehrheitlich von Mitgliedern der FDP-Fraktion. *

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Im Mérz 2017 debattierte der Nationalrat Uber den Verfassungsartikel iliber ein Klima-
und Energielenkungssystem (KELS). Nachdem die UREK-NR im Januar einstimmig
Nichteintreten empfohlen hatte, deklarierten alle Fraktionen der grossen Kammer, dass
sie nicht auf die Vorlage eintreten wollen. Die Parteien argumentierten dabei sehr
unterschiedlich. Wahrend die SVP ein Energielenkungssystem und die Energie- und
Klimaziele insgesamt in Frage stellte, betonten FDP und CVP die Schwierigkeiten flr die
Wirtschaft, welche das KELS nach sich ziehen wirde. Stefan Muller-Altermatt (cvp, SO)
sagte fur die CVP-Fraktion, das KELS sei ,in der besten aller Welten das beste aller
Systeme". Da wir aber nicht in der besten aller Welten leben wirden, lehne die CVP die
Vorlage ab. Eric Nussbaumer (sp, BL) hielt fest, dass es bereits eine
Verfassungsgrundlage fur Lenkungsabgaben gebe und das KELS deshalb nicht notwendig
sei. Grine und Grunliberale lehnten das KELS ebenfalls ab, betonten aber die
Wichtigkeit eines Massnahmenmixes zur Erreichung der Energie- und Klimaziele.
Obschon ein Nichteintreten quasi von Beginn der Debatte an feststand, dauerte die
Diskussion Uber zwei Stunden. Dies war vor allem auf die zahlreichen Fragestellungen
aus der SVP-Fraktion zurtickzufuhren: Insgesamt 39 Fragen stellten Mitglieder der SVP-
Fraktion den Rednerinnen und Rednern der anderen Fraktionen, zumeist mit dem Ziel,
deren Haltung zum ersten Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050 in Frage zu
stellen. Die meisten Wortmeldungen kamen dabei von Magdalena Martullo-Blocher,
Adrian Amstutz, Albert Rosti, Walter Wobmann, Christian Imark und Toni Brunner. Das
abschliessende Votum von Bundesrat Maurer fur das KELS anderte nichts: Die grosse
Kammer beschloss ohne Gegenantrag Nichteintreten. °
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BERNADETTE FLUCKIGER
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BERNADETTE FLUCKIGER

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Die Nationalrate Benjamin Giezendanner (svp, AG; Mo. 22.3255), Walter Wobmann (svp,
SO; Mo. 22.3280 und Mo. 22.3281) und Christian Imark (svp, SO; Mo. 22.3289) reichten
im Marz 2022 insgesamt vier Motionen zu den aufgrund des Kriegs in der Ukraine
steigenden Benzin- und Heizkosten ein. Wahrend Giezendanner und Wobmann ein
generelles Entlastungspaket fur die Bevolkerung und die Wirtschaft forderten, das bei
der Mineraldlsteuer auf Treib- und Brennstoffen oder beim Berufskostenabzug
ansetzen sollte, wurde Imark konkreter: Er verlangte eine mindestens 50-prozentige
Senkung der Mineraldlsteuern auf Treib- und Brennstoffen, der CO2-
Kompensationspflicht sowie der MWST. Zeitgleich reichten die Sténderate Werner
Salzmann (svp, BE; Mo. 22.3228), Marco Chiesa (svp, Tl; Mo. 22.3244 und Mo. 22.3356)
und Hansjoérg Knecht (svp, AG; Mo. 22.3243) dieselben vier Motionen in der kleinen
Kammer ein.

Der Bundesrat lehnte alle acht Vorstdsse mit derselben Begrindung ab: Er sehe zu
diesem Zeitpunkt keinen Bedarf flr rasche Massnahmen, auch wenn die gestiegenen
Energiepreise eine Herausforderung darstellten. Vor dem Hintergrund dieser
Auswirkungen des Krieges sei aber bereits eine interdepartementale Arbeitsgruppe des
UVEK, des WBF und des EFD eingerichtet worden, welche laufend Grundlagen erarbeite
und darauf aufbauend auch allfallige Massnahmen sowie deren Finanzierung und
Konsequenzen priife. ¢

Umweltschutz
Klimapolitik

Im August 2019 verscharfte der Bundesrat sein im Rahmen des Pariser
Klimaabkommens angektndigtes Reduktionsziel in Sachen Treibhausgase. Damals hatte
sich die Schweiz verpflichtet, ihre Emissionen bis 2030 gegentber dem Stand von 1990
zu halbieren. Nun kiindigte er an, dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral sein solle,
also ab Mitte des Jahrhunderts unter dem Strich keine Treibhausgase mehr emittieren
werde. Damit wolle die Schweiz ihren Beitrag dazu leisten, dass die globalen
Temperaturen bis 2100 nicht mehr als 1.5 Grad ansteigen. Dieses ambitionierte Ziel will
der Bundesrat gemaéass Medienmitteilung vor allem durch weitere massive
Emissionseinsparungen in den Bereichen Verkehr, Gebéude, Industrie und
Landwirtschaft erreichen. Im Rahmen der noch zu erarbeitenden Klimastrategie 2050
wirden die entsprechenden Massnahmen definiert, so Umweltministerin Sommaruga.
Fur die Reduktion der dennoch ausgestossenen Treibhausgase will die Schweiz auf
naturliche CO2-Speicher, wie etwa Walder, setzen. Sie will aber auch neue
Technologien nutzen, die der Atmosphéare dauerhaft Treibhausgase entziehen und
diese dann speichern.

Links-Grine Politiker und Politikerinnen, wie etwa Isabelle Chevalley (glp, VD),
begrissten die Verscharfung des Reduktionsziels. Chevalley fligte an, dass der
Bundesrat bald ankiindigen musse, wie er das Ziel erreichen wolle. Fur SVP-Politiker
Imark (svp, SO) hingegen war klar, dass die Anstrengungen der Schweiz zwecklos sind,
wenn gleichzeitig in anderen Landern neue Kohlekraftwerke gebaut wirden. Die NZZ
wiederum sagte voraus, dass dieses indikative und damit nicht verbindliche Ziel nur mit
Mlhe zu erreichen sei. Ohne entsprechende Massnahmen seien solche von den
Regierungen gesteckten Ziele bloss «Visionen ohne Wirkung». Diese Ziele mussten nun
im zu revidierenden CO2-Gesetz konkretisiert werden. Die Medien wiesen zudem
darauf hin, dass die Schweiz mit dieser Zielsetzung die Hauptforderung der
Gletscherinitiative umsetze. ’

Am frihen Montagmorgen des 21. Septembers 2020, also zu Beginn der dritten Woche
der Herbstsession der eidgendssischen Rate, besetzten einige Hundert
Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten den Bundesplatz vor dem Bundeshaus in Bern.
Die Medien waren sich rasch einig, dass dies ein geschickter, medienwirksamer
Schachzug war, um die Aufmerksamkeit auf sich zu lenken. Die Forderungen der
Gruppierung, die sich «Rise up for Change» nennt, waren sehr vielféltig und bestanden
gemass einzelnen Medienberichten etwa aus der &kologischen Ausrichtung der
Landwirtschaft oder der Verpflichtung des Finanzsektors, seine Geldfllisse
offenzulegen. Auch sollen die Banken aufhoren, in die fossile Industrie zu investieren.
Zudem sei die Bevolkerung bei der Umsetzung der Klimaziele besser einzubeziehen. Da
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Kundgebungen auf dem Bundesplatz wahrend den Sessionen des Parlaments seit 1925
verboten sind, war die Besetzung des Bundesplatzes illegal. Die Stadtberner Regierung
stellte den Aktivistinnen und Aktivisten am Montagabend ein Ultimatum, den
Bundesplatz bis am Dienstagmittag zu verlassen. Wie die Medien berichteten, gab es
bereits vor diesem Ultimatum von Seiten des Ratsburos von National- und Standerat
und von Politikerinnen und Politikern von rechts bis in die politische Mitte die
Forderung an die Stadt Bern, den Bundesplatz schnellstmdglich zu rdumen. Christian
Imark (svp, SO) forderte den Bundesrat per Motion gar dazu auf, die Stadt Bern zu
enteignen und somit auf dem Bundesplatz zuklnftig selber fir die Durchsetzung von
Recht und Ordnung zu sorgen. Viele Politiker und Politikerinnen von rechts-
birgerlicher Seite, beispielsweise Peter Keller (svp, NW) oder Hans-Peter Portmann
(fdp, ZH), warfen der Berner Stadtregierung vor, zu wenig hart durchzugreifen. Auch fur
die Medien war die Haltung der Berner Stadtregierung Anlass fur ausfuhrliche
Berichterstattung. Sie spekulierten teilweise, dass sich die rot-griine Berner Exekutive
im Dilemma zwischen Durchsetzung der Rechtstaatlichkeit einerseits und Sympathie flur
die Protestierenden andererseits befinde und vor den Wahlen im November 2020 keine
Fehler machen wolle. Linke Politikerinnen und Politiker dusserten mehr Verstédndnis fir
die Aktion und flr die Haltung der Stadtregierung. Aline Trede (gp, BE) und Balthasar
Glattli (gp, ZH) forderten in den Medien denn auch, das Verbot von Kundgebungen
wahrend der Session aufzuheben. Nachdem die Klimaaktivistinnen und -aktivisten auch
ein zweites Ultimatum der Stadt Bern hatten verstreichen lassen, wurde das Camp rund
48 Stunden nach Beginn der Aktion von der Berner Polizei und Feuerwehr geraumt. Ob
und was die Aktion fur die Klimapolitik gebracht hatte, wurde von den Zeitungen
unterschiedlich eingeschatzt. Die Weltwoche schrieb von «Erosion des Rechtsstaates»
und «rechtsstaatlicher Verlotterung» und die NZZ war der Ansicht, dass die
Platzbesetzung dem Anliegen des Klimaschutzes eher schade. Dem stimmte ein
Kommentar im Blick zu, wonach die Aktivistinnen und Aktivisten mit dieser Aktion viele
Leute verschreckt und keine neuen Sympathisanten dazu gewonnen héatten. Die linke
Wochenzeitung fand den zivilen Ungehorsam angesichts der weltweiten
Klimaerwarmung hingegen gerechtfertigt. Weiter wurde von den Medien vermutet, dass
die Raumung den Klimaaktivisten helfe, weil nichts so langweilig gewesen ware, wie ein
Protest, der nicht gerdumt werde, dann langsam an Besetzerinnen und Besetzern
verliere und so schliesslich im Sande verlaufe. Auch habe die Klimabewegung durch das
Protestcamp wieder an Schwung gewonnen, nachdem die Klimapolitik Gber Monate
hinweg von der Corona-Pandemie Uberschattet worden sei. ®

Nachdem National- und Sténderat je drei Mal Uber die Revision des CO2-Gesetzes
debattiert hatten, bestanden immer noch einige Differenzen zwischen den Réaten und
so kam es in der Herbstsession 2020 zu einer Einigungskonferenz. Diese prasentierte
Vorschlage fur alle noch Ubrig gebliebenen Differenzen, welche in beiden Raten auf
Zustimmung stiessen. Bei der wichtigsten Differenz, der CO2-Abgabe auf Fllgen in
Privatflugzeugen, setzte sich die Variante des Standerates durch, wonach diese Abgabe
je nach Gewicht des Flugzeugs, Reisedistanz und Wettbewerbsfahigkeit des Flugplatzes
zwischen CHF 500 bis CHF 3000 kosten soll. Einig wurden sich die Rate auch bei den
Bussen, die bei der Umgehung der CO2-Abgabe anfallen sollen. Hier stimmte man der
Version des Nationalrates zu, welche vorsieht, dass Bussen auch bei fahrlassiger
Hinterziehung ausgesprochen werden sollen. Bei der letzten Differenz einigten sich die
Réte schliesslich darauf, dass auch Anlagen zur Produktion erneuerbarer Gase in den
Genuss von Beitragen aus dem Klimafonds kommen sollen.

In der Schlussabstimmung im Standerat stimmten einige Mitglieder von SVP und FDP
gegen das Gesetz, es wurde jedoch klar angenommen (33 zu 5 Stimmen, bei 6
Enthaltungen). Im Nationalrat kiindigte Christian Imark (svp, SO) in einer flammenden
Rede an, dass das vorliegende Gesetz missraten sei und die SVP ein Referendum
dagegen klar unterstitzen werde. In der darauffolgenden Schlussabstimmung wurde die
Vorlage mit 129 zu 59 Stimmen bei 8 Enthaltungen deutlich angenommen. Die SVP
stimmte dabei mit einer Ausnahme geschlossen gegen das Gesetz. ?

Hintergrund des Postulates «Reduzierte Bemessungsgrundlage bei
Geschéftsfahrzeugen mit 0g CO2/km im Betrieb» der UREK-NR war die Tatsache, dass
Elektroautos, die als Geschaftsfahrzeuge verwendet werden, gleich besteuert werden
wie Autos mit fossilem Antrieb. Aufgrund des hohen Anschaffungspreises von
Elektroautos habe dies eine starke Belastung durch Einkommenssteuern und
Sozialversicherungen zur Folge. Mit dem im September 2020 eingereichten Postulat
wurde der Bundesrat aufgefordert, in einem Bericht darzulegen, welche Auswirkungen
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eine reduzierte Bemessungsgrundlage des Privatanteils fur Inhaberinnen und Inhaber
von Geschéftsfahrzeugen mit klimaneutralem Antrieb hatte.

Der Bundesrat erklarte sich bereit zu prifen, ob eine differenziertere Bemessung
zugunsten von Elektroautos opportun sei.

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2020 mit dem Geschéft. Er nahm das
Geschéft deutlich, mit 133 zu 48 Stimmen (bei einer Enthaltung), an und entschied
damit im Sinne der Mehrheit der Kommission und entgegen des Antrags Imark (svp, SO),
der die Ablehnung des Postulates gefordert hatte. Die ablehnenden Stimmen stammten
von 47 Mitgliedern der SVP-Fraktion und einem Mitglied der Mitte-Fraktion. ™

In der Frihjahressession 2022 diskutierte der Nationalrat wahrend mehreren Sitzungen
ausflhrlich Uber die «Gletscher-Initiative» sowie Uber den dazugehorigen direkten
Gegenentwurf des Bundesrates. Der indirekte Gegenvorschlag zur Initiative war
eigentlich noch nicht Gegenstand der Beratungen, es wurde aber bereits deutlich, dass
zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier grosse Hoffnungen in ihn setzten.
Diese Hoffnungen umschrieb etwa Mitte-Nationalratin Priska Wismer-Felder (mitte, LU)
exemplarisch: lhre Fraktion erachtete den indirekten Gegenvorschlag als den richtigen
Weg, zumal er neben den Zielen auch die dafir nétigen Massnahmen enthalte und
schneller wirke als eine Verfassungsanderung. Auch auf das an der Urne abgelehnte
CO2-Gesetz sowie auf den Krieg in der Ukraine wurde in der Debatte mehrmals Bezug
genommen: Wahrend beispielsweise Philipp Kutter (mitte, ZH) betonte, dass das
Parlament aufgrund der Befindlichkeit der Stimmbevdlkerung bei dieser Vorlage nun
insbesondere Rucksicht auf die sozialvertragliche Ausgestaltung der Klimapolitik
nehmen misse, argumentierte Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) im Hinblick auf
den Ukraine-Krieg, dass ein Verzicht auf Erdgas und -6l nicht nur dem Klimaschutz
diene, sondern auch die energiepolitische Souverénitat sichere und die Abhéangigkeit
von autoritaren Staaten verringere. Des Weiteren wurde aus den Voten der Fraktionen
und aus der anschliessenden freien Debatte deutlich, dass die meisten
Parlamentarierinnen und Parlamentarier die Ansicht vertraten, dass der Klimaschutz
vorangebracht werden musse. Auch die SVP-Fraktion biete Hand zu Lésungen fur die
Klimapolitik, die ein «vorteilhaftels] Kosten-Nutzen-Verhaltnis» aufwiesen, wie
Christian Imark (svp, SO) ausfihrte. Die SVP-Fraktion sei jedoch nicht bereit, fossile
Energietrager zu verbieten, ohne zu wissen, wie und wann diese ersetzt werden kénnen,
erganzte Pierre-André Page (svp, FR).

Die Kommission hatte sich im Vorfeld der Session mehrheitlich daflir ausgesprochen,
die Initiative abzulehnen und stattdessen dem direkten Gegenentwurf zuzustimmen. Es
lagen jedoch zwei Minderheitsantréage vor: Der Antrag der Minderheit Nordmann (sp,
VD) forderte, sowohl die Initiative als auch den direkten Gegenentwurf anzunehmen
und den Gegenentwurf in der Stichfrage vorzuziehen; der Antrag der Minderheit Egger
(gp, TG) wollte die Initiative annehmen und gar nicht erst auf den direkten
Gegenentwurf eintreten. Beide Antrdge wurden jedoch vom Nationalrat verworfen:
Zuerst sprach sich dieser mit 108 zu 70 Stimmen (bei 14 Enthaltungen) fir Eintreten auf
den direkten Gegenentwurf aus, wobei sich die Fraktionen der Grinen und der SVP
geschlossen gegen Eintreten aussprachen (respektive der Stimme enthielten). In der
Folge scheiterte auch der Minderheitsantrag Nordmann mit 89 zu 99 Stimmen (bei 4
Enthaltungen). Nebst den geschlossen stimmenden SP-, GLP- und Grlnen-Fraktionen
hatten sich auch einige Mitglieder der Mitte-Fraktion fur eine doppelte Ja-Empfehlung
ausgesprochen. Damit empfahl die grosse Kammer den Stimmbdlrgerinnen und
Stimmblurgern die Volksinitiative zur Ablehnung.

Am direkten Gegenentwurf wurden sodann noch einige wenige Anderungen
vorgenommen: Eine Mehrheit hiess einen Antrag Pult (sp, GR), geméass welchem die
Klimapolitik die Rand- und Bergregionen aufgrund ihrer besonderen Situation
unterstitzen soll, gut. Ebenfalls mehrheitlich unterstitzt wurde ein Antrag Romano
(mitte, TI) betreffend den Absenkpfad der Treibhausgasemissionen: So musse das
zuklnftige Gesetz in Umsetzung der Verfassung «Zwischenziele [benennenl, die zu
einer Uber die Zeit gleichmassigen Reduktion der Treibhausgasemissionen fihren, und
[...] die zur Erreichung der Zwischenziele erforderlichen Instrumente [regeln]».
Abgelehnt wurden hingegen zwei Antrage Nordmann und Klopfenstein Broggini:
Wahrend der Antrag Nordmann ein Programm fiir den raschen Austausch von Gas-, OI-
und Elektrowiderstandsheizungen gefordert hatte, verlangte der Antrag Klopfenstein
Broggini, dass die Schweiz das Ziel von netto Null Treibhausgasemissionen bereits im
Jahr 2040, spatestens aber im Jahr 2050 erreicht. Die Mehrheit des Rates blieb aber
beim Zeithorizont von 2050.

In der Gesamtabstimmung wurde der direkte Gegenwurf mit 104 zu 67 Stimmen bei 21
Enthaltungen angenommen. Wie bereits bei der Eintretensabstimmung stimmten nebst
der Mehrheit der SVP-Fraktion auch die Grlinen geschlossen gegen den Entwurf, da sie
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die Volksinitiative bevorzugten. Die vielen Enthaltungen stammten von zahlreichen SVP-
Mitgliedern sowie von einzelnen Exponentinnen und Exponenten der Mitte-, der
FDP.Liberalen und der SP-Fraktionen. "

Der Nationalrat diskutierte in der Sommersession 2022 ausfihrlich Gber den indirekten
Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative: In zwei Sitzungen und in insgesamt Uber 130
Wortmeldungen tauschten sich die Parlamentarierinnen und Parlamentarier tber die
zukunftige Klimapolitik aus.

Die Sprechenden der Kommission, Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) und Roger
Nordmann (sp, VD), prasentierten die Vorlage: Diese stelle ein Rahmengesetz dar, in
welchem zum einen die Ziele mit CO2-Absenkpfaden flr einzelne Sektoren festgelegt
worden seien und welches zum anderen auch bereits einzelne finanziell wirksame
Massnahmen enthalte. Die UREK-NR-Sprecherin betonte, dass dieser Entwurf im
Gegensatz zum von der Stimmbevdlkerung abgelehnten CO2-Gesetz keine Erhdéhung
von Abgaben und keine neuen Steuern beinhalte. Anschliessend begriindete Michael
Graber (svp, VS) im Namen seiner Minderheit den Antrag auf Nichteintreten. Erstens
lehne die Minderheit den indirekten Gegenvorschlag aus demokratiepolitischen
Griinden ab: So habe die Stimmbevdlkerung vor ziemlich genau einem Jahr die Revision
des CO2-Gesetzes abgelehnt, dessen Ziele mit dem vorliegenden Entwurf quasi
identisch seien; diesen Volkswillen gelte es zu respektieren. Zudem wolle die
Kommission mit dem indirekten Gegenvorschlag das Standemehr umgehen, da dieses
bei einem allfalligen fakultativen Referendum im Gegensatz zur Initiative nicht
notwendig sei. Zweitens sei das vorliegende Gesetz «unredlich», da das Hauptproblem
fir die Klimabilanz der Schweiz, das Bevdlkerungswachstum, nicht bericksichtigt
werde, obwohl «mehr Menschen [...] ganz einfach mehr CO2 [produzierenl». Drittens
sei die Vorlage nicht sinnvoll; in der gegenwartigen Lage mit dem Krieg in der Ukraine
solle sich die Schweiz lieber darauf konzentrieren, eine Strommangellage zu
verhindern.

Nach diesem Votum &usserten sich die Fraktionen zum Eintreten und erdrterten ihre
generelle Haltung zur Vorlage. Die Grine-, die SP-, die GLP-, die Mitte- und die
FDP.Liberale-Fraktion gaben an, auf die Vorlage einzutreten, und lobten diese in weiten
Teilen. So freute sich etwa Kurt Egger (gp, TG) seitens der Grinen-Fraktion, dass das
netto-Null-Ziel, das wichtigste Anliegen der Gletscher-Initiative, Eingang in das Gesetz
gefunden hatte und auch Reduktionsziele fur einzelne Sektoren aufgenommen wurden.
Er begrusste auch das Ziel, die Finanzflisse klimavertréaglich auszurichten. Nadine
Masshardt (sp, BE) betonte die Relevanz der beiden «Herzstlicke» der Vorlage, das
Forderprogramm fir den Ersatz fossil und elektrisch betriebener Heizungen und die
Finanzierung neuartiger Prozesse und Technologien. Fur die GLP-Fraktion betonte
Barbara Schaffner (glp, ZH), dass der indirekte Gegenvorschlag so weit gehen soll, dass
der Rickzug der Volksinitiative ermdglicht wird, wahrend die Vorlage aber gleichzeitig
auch nicht Uberladen werden soll. Mitglieder der Mitte- und der FDP.Liberalen-
Fraktionen unterstrichen, dass ihre Fraktionen hinter dem Ubereinkommen von Paris
und der Klimaneutralitat bis 2050 stinden. Die SVP-Fraktion schliesslich sprach sich als
einzige Fraktion gegen Eintreten aus. Christian Imark (svp, SO) wiederholte im Namen
der SVP im Wesentlichen die von Michael Graber vorgebrachten Grinde und kritisierte,
dass es im vorliegenden Gesetz um <«Umverteilung, um Bevormundung und um
Verteuerung» gehe.

Nach den Fraktionen ergriff Umweltministerin Simonetta Sommaruga das Wort. Sie
begrisste im Namen des Bundesrates den Entwurf der Kommission fur das neue
Klimarahmengesetz. Dieses passe auch gut zum CO2-Nachfolgegesetz, welches der
Bundesrat derzeit vorbereite. Angesichts des Krieges in der Ukraine sei es noch einmal
drangender geworden, von den fossilen Energietragern unabhangig zu werden. Der
einzige Punkt, den Sommaruga am Entwurf bemangelte, war das geplante
Forderprogramm fir die Industrie, welches den Bundeshaushalt wéhrend sechs Jahren
jahrlich mit CHF 1.2 Mrd. belasten wirde. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass dies
derzeit finanziell nicht drin liege. An die SVP-Fraktion gerichtet erklarte Sommaruga des
Weiteren, dass Uber die eigentlichen Umsetzungsmassnahmen im Rahmen von
etappenweise vorgelegten Revisionen des CO2-Gesetzes entschieden werde. Dadurch
sei bei jeder Revision wieder ein Volksentscheid moglich. Einen Einzelantrag von
Thomas Aeschi (svp, ZG), der forderte, den Entwurf an die Kommission zurlickzuweisen,
um ein ordentliches Vernehmlassungsverfahren zum indirekten Gegenvorschlag
durchzufihren, bevor dieser beraten wird, lehne der Bundesrat ab, so Sommaruga. Die
Exekutive teile diesbezlglich die Ansicht der Mehrheit der Kommission, dass eine
solche Vernehmlassung keine neuen Erkenntnisse bringen wirde. Anschliessend
stimmte der Nationalrat Uber Eintreten sowie Uber den Einzelantrag Aeschi ab.
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Eintreten wurde mit 135 zu 52 Stimmen bei 3 Enthaltungen beschlossen. Der Antrag
Aeschi wurde mit einem ahnlichen Stimmenverhéltnis abgelehnt. Die beiden Anliegen
fanden ausserhalb der SVP-Fraktion keine Zustimmung.

Danach wurden in einem ersten Debatten-Block die Artikel zu den Zielen des Gesetzes
diskutiert. Dabei galt es einige Antrage von links-griin und von der SVP zu beraten. Eine
Minderheit um Delphine Klopfenstein Broggini (gp. GE) forderte beispielsweise, dass die
Schweiz bereits 2040 und nicht erst 2050 klimaneutral werden solle. Eine Minderheit
Graber hingegen wollte die Verminderungsziele fur die einzelnen Sektoren streichen.
Diese Ziele kdmen einer Planwirtschaft gleich, welche Innovation verhindere und das
Wirtschaftswachstum bremse, argumentierte Graber. Der Nationalrat lehnte alle
Minderheitenantréage ab.

In einem zweiten Block wurden die Massnahmen zur Umsetzung der Ziele beraten. In
diesem zweiten Block brachten allen voran Personen aus der SVP-Fraktion Antrége vor;
beispielsweise sollte das Ziel der klimavertraglichen Ausrichtung der Finanzflisse
gestrichen werden. Auch das Sonderprogramm zum Ersatz von Heizungsanlagen wollte
eine Minderheit Rosti (svp, BE) aus dem Gesetz entfernen. Dieses binde lediglich
Gelder, die besser fur die Stromproduktion genttzt wurden, argumentierte Rosti.
Bundesratin Sommaruga ausserte sich im Rahmen des zweiten Blocks vor allem zur
geplanten Férderung von neuartigen Technologien und zur Absicherung von Risiken fir
offentliche Infrastrukturen. Sie beantragte, die entsprechenden Artikel zu streichen
und diese besser in die geplante Revision des CO2-Gesetzes aufzunehmen.

In den abschliessenden Abstimmungen folgte der Nationalrat fast Uberall dem Weg, den
die vorberatende UREK-NR vorgespurt hatte. Er stimmte lediglich einer kleineren
Anderung zu, wonach die Gemeinden, anders als die Kantone und der Bund, in Bezug
auf die Erreichung der Klimaneutralitdét und in Bezug auf die Anpassung an die
Auswirkungen des Klimawandels keine Vorbildfunktion fir Private und die Wirtschaft
Ubernehmen missen. Diese Vorbildfunktion besteht darin, dass die Bundesverwaltung
bis zum Jahr 2040 mindestens klimaneutral sein muss; die Kantone mussen dieses Ziel
lediglich anstreben.

In der Gesamtabstimmung votierte der Nationalrat mit 122 zu 72 Stimmen fir Annahme
des Entwurfs. Die Gegenstimmen stammten aus den Reihen der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion sowie von einigen Mitgliedern der FDP.Liberalen- und der
Mitte-Fraktionen. ™

Die grosse Kammer beugte sich in der Wintersession 2023 als Zweitrat Uber die
Revision des CO2-Gesetzes fiir die Periode 2025-2030. Die Kommissionsmitglieder
Stefan Muller-Altermatt (mitte, SO) und Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) stellten
die Vorlage vor. Muller-Altermatt berichtete, dass die Vorlage als «schlank» bezeichnet
werden kénne und damit auch bei einem allfélligen Plebiszit bestehen sollte und
trotzdem dem Ziel der Halbierung der CO2-Emissionen bis 2030 entspreche. Die
vorberatende UREK-NR schlage als einzige gréssere Anderung vor, eine Abgabe auf
Flige mit Privatjets einzufliihren. Ausserdem habe die Kommission mittels Einreichung
eines Vorstosses (Po. 23.4334) versucht, die Rickverteilung der CO2-Abgabe an die
Haushalte sichtbarer auszugestalten.

In der Eintretensdebatte zeigte sich, dass alle Fraktionen gewillt waren, dem Geschaft
eine Chance zu geben; ein Antrag auf Nichteintreten lag denn auch nicht vor. In den
Voten von Mitte-Nationalratin Priska Wismer-Felder (mitte, LU) und GLP-Mitglied Martin
Baumle (glp, ZH) zeigte sich das Dilemma zwischen dem Willen, ein effektives Gesetz,
welches zu spurbaren Emissionsreduktionen fihren soll, zu gestalten und der Angst vor
einem Referendum gegen die Vorlage. Matthias Jauslin (fdp, AG) von der FDP und SVP-
Vertreter Christian Imark (svp, SO) warnten vor allem davor, das Gesetz nicht zu
Uberladen respektive keine neuen oder héheren Abgaben einzufihren, damit es nicht
wieder in einer Volksabstimmung abgelehnt werde. Auf der anderen Seit des politischen
Spektrums kritisierten die Grinen sowie die SP, dass das Gesetz nicht ambitioniert
genug sei. Gabriela Suter (sp, AG) von der SP gab zu bedenken, dass eine bescheidene
Emissionsreduktion fur die Periode 2025 bis 2030 bedeute, dass in den folgenden
Jahren umso strengere und teurere Massnahmen ergriffen werden mussten, um das
Netto-Null-Ziel zu erreichen. Vor diesem Hintergrund wies Grinen-Vertreter Chistophe
Clivaz (gp, VS) auf die von den Griinen und der SP lancierte Klimafonds-Initiative hin,
mit welcher das Netto-Null-Ziel doch noch erreicht werden kénne. Die
Eintretensdebatte abschliessend stellte Umweltminister Albert Résti die fur ihn
wichtigsten Grundséatze der Vorlage vor. Rosti lobte das Tempo, mit welchem die Rate
die Gesetzesrevision berieten. So kénne es gelingen, dass keine Lucke entstehe und das
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Gesetz und die ausfUhrende Verordnung bis am 1.1.2025 in Kraft gesetzt werden
kénnen. Auch sei es wichtig, dass das Gesetz mehrheitsfahig bleibe, weshalb der
Bundesrat die von der UREK-NR vorgeschlagene Einfihrung einer Flugticketabgabe auf
Privatflige sowie eine Erhdhung der CO2-Abgabe und der Benzinsteuer ablehne.
Eintreten wurde anschliessend ohne Gegenantrag beschlossen. Die massgebenden
Entscheide, die in der Detailberatung getroffen wurden, waren die folgenden:

Susanne  Vincenz-Stauffachers  (fdp, SG)  Minderheitsantrag  betraf  das
Emissionsreduktionsziel im Inland. Die FDP-Vertreterin beantragte, hierbei dem
tieferen Inlandziel des Stdnderats zu folgen. Die Mehrheit des Rates sprach sich aber
dafar aus, ihrer Kommission zu folgen und legte das Inlandziel bei 75 Prozent fest.
Dadurch wurde eine erste Differenz zum Erstrat geschaffen. Auch beim CO2-Ausstoss
von neu in Verkehr gebrachten Fahrzeugen folgte der Rat seiner Kommission und stellte
sich damit gegen den Minderheitsantrag Jauslin sowie gegen die Version des
Standerates. Eine weitere wichtige Differenz wurde mit der von der Minderheit Imark
geforderten Streichung der so genannten Uberfiihrungspflicht geschaffen. Mit diesem
Instrument wollte der Bundesrat Importeure von fossilen Treibstoffen verpflichten,
Uber das Inverkehrbringen von erneuerbaren Treibstoffen einen bestimmten Anteil der
CO2-Emissionen aus dem Verkehr zu vermindern. Imark monierte, dass diese
Uberfiihrungspflicht den Benzinpreis massgeblich verteuern werde. Der Nationalrat
stimmte dieser Streichung deutlich zu; neben der Grinen- und der GLP-Fraktion
sprachen sich nur einige Mitglieder der FDP.Liberalen- sowie eine Mehrheit der Mitte-
Fraktion fir die Beibehaltung der Uberfiihrungspflicht aus. Bei der CO2-Abgabe auf
Brennstoffen beantragte eine Minderheit Suter, dass der Bundesrat den Abgabesatz auf
bis zu 180 CHF pro Tonne CO2 anheben kénnte. Die Mehrheit des Rates wollte jedoch
beim Vorschlag des Bundesrats, des Standerats sowie der UREK-NR bleiben, und legte
einen Abgabesatz von hochstens 120 CHF pro Tonne CO?2 fest. Im Bereich der Luftfahrt
lehnte der Nationalrat die Einflhrung einer Abgabe fur Flige mit Privatjets ab. Die
geschlossen stimmenden SVP-, FDP.Liberalen- und GLP-Fraktionen sowie eine
Minderheit der Mitte votierten gegen diese Abgabe. Des Weiteren gab auch die
Foérderung von Ladeinfrastrukturen fur Elektroautos zu reden, wobei ein Antrag der
Mehrheit sowie drei Minderheitsantrége vorlagen. Die Mehrheit des Rates folgte hierbei
seiner Kommission und sprach sich dafur aus, in den Jahren 2025-2030 bis zu CHF 20
Mio. fur diese Ladeinfrastruktur aufzubringen. Hiermit entstand eine weitere Differenz
zum Standerat, der die Forderung der Ladestationen génzlich gestrichen hatte. Eine
letzte Differenz zum Erstrat schuf die grosse Kammer bei der Thematik der Reduktion
der LSVA fur elektrisch oder mit alternativem Treibstoff betriebene Fahrzeuge. Der
Nationalrat stimmte hierbei mehrheitlich dafur, diese LSVA-Reduktion beizubehalten;
eine links-grine Minderheit, welche von zwei FDP-Mitgliedern unterstitzt wurde, blieb
hier chancenlos.

In der Gesamtabstimmung votierte der Nationalrat mit 136 zu 34 Stimmen bei 26
Enthaltungen fir Annahme des Entwurfs. Die Nein-Voten stammten von Mitgliedern der
SVP-Fraktion; die Enthaltungen allen voran von der Mehrheit der Grinen-Fraktion. ™

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Konservative und Rechte Parteien

Die fur ein fakultatives Referendum nétigen 50'000 Unterschriften innert 100 Tagen
zusammenzubringen, ist ohne viele motivierte Mitwirkende und eine gute Organisation
nur in Ausnahmesituationen moglich. Fir mitgliederstarke, organisatorisch gut
eingespielte und referendumserfahrene Parteien wie die SVP ist ein Scheitern an der
Unterschriftenhirde aber eine Seltenheit.

Es sorgte deshalb flr einiges Aufsehen, als Parteiprasident Marco Chiesa (svp, TI) und
Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) Mitte Dezember 2022 6ffentlich die Alarmglocke
lduteten, weil ihre Partei mit der Unterschriftensammlung fiirs Referendum gegen das
Klima- und Innovationsgesetz «massiv>» im Hintertreffen sei: Nach mehr als der Hélfte
der Sammelfrist fehlten noch 20'000 Unterschriften, und Uber die anstehenden
Feiertage kdnne erfahrungsgemass nicht mit vielen Unterschriften gerechnet werden.

Als Griinde fiir die Schwierigkeiten kursierten in der Presse verschiedene Erklarungen:
Chiesa selbst gab im Sonntags-Blick an, das Engagement von Fraktionsmitgliedern und
Kantonalparteien in der Unterschriftensammlung sei «ungentgend». Hinzu komme
«Pech», weil nach den Ricktritten von Ueli Maurer (svp, ZH) und Simonetta Sommaruga
(sp, BE) die Bundesratswahlen die Schlagzeilen dominierten und das Referendum
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deshalb weniger 6ffentliche Aufmerksamkeit erhalten habe.

Auch die NZZ erwahnte die Bundesratswahlen, allerdings in etwas anderem Licht: Dass
die SVP sich mit Blick auf den SP-Sitz von Beginn an zur Konkordanz bekannt und
ihrerseits Albert Rosti (svp, BE) ohne nennenswerte Gegenwehr in den Bundesrat
gebracht habe, habe «die frihere Oppositionspartei in den vergangenen Wochen
zlchtig und zahm gemacht»: Die Bundesratswahlen hatten gezeigt, dass die SVP selbst
zum «Establishment» gehdre und sich dies fir sie «wohlig anflhlt». Das «harmonisch-
konkordante  Schaulaufen»  der Partei stachle die Basis nicht zum
Unterschriftensammeln in der Kélte und zu einem Referendumskampf an.

Daneben wusste die NZZ noch von einem anderen Problemfaktor zu berichten: Im Biro
des ehemaligen Nationalrats Ulrich Schlier (ZH, svp), wo die ausgeflliten
Unterschriftenbogen aus der ganzen Schweiz geordnet und fur die Beglaubigung
bereitgemacht wiirden, habe es gehapert. Schltier scheine den Uberblick (iber die
Anzahl der bisher eingegangenen Unterschriften verloren und anfénglich eine viel zu
tiefe Zahl genannt zu haben - in der Parteispitze sei gar von «Chaos» die Rede. Die
Unzufriedenheit mit Schltier gehe so weit, dass Christoph Blocher (ZH, svp) seinem
langjahrigen Weggefahrten kurzerhand die ebenfalls laufende Unterschriftensammlung
fur die Neutralitatsinitiative entzogen und dort nun eigene Leute fir das administrative
Kampagnen-Management und die Unterschriften-Logistik eingesetzt habe, mutmasste
die NZZ weiter.

Einen weiteren Erklarungsansatz fur die Schwierigkeiten beim Referendum gegen das
Klima- und Innovationsgesetz hielt Nationalrat Yves Nidegger (svp, GE) in 24heures
bereit: Das Referendumsanliegen sei relativ kompliziert zu erklaren, und im Gegensatz
zum CO2-Gesetz, das die SVP ebenfalls gegen fast alle anderen Parteien bekdmpft
habe, gehe es zudem um Subventionen und Ziele statt um Preiserhéhungen und
Verbote. Auf der Strasse mache es in den Augen der angesprochenen Passantinnen und
Passanten deshalb nicht sofort «Klick» wie bei anderen Anliegen, mit denen sich die
SVP profiliere.

Die Sorge vor einem blamablen Scheitern in der Unterschriftensammlung schien in der
Bundeshausfraktion so gross, dass sie wenige Tage nach Chiesas Sonntags-Blick-
Interview zu ungewdhnlichen Massnahmen griff: Zwar ist es bei der SVP Ublich, dass den
Fraktionsmitgliedern bei Referenden und Initiativen der Partei jeweils unverbindliche
Zielvorgaben zur Anzahl zu sammelnder Unterschriften gemacht werden. Beim Klima-
und Innovationsgesetz wurde nun aber auf Antrag von Nationalrat Alfred Heer (svp, ZH)
nicht nur die urspringlich bei 100 Unterschriften angesetzte Vorgabe auf 150
Unterschriften pro Fraktionsmitglied erhéht, sondern auch ein Strafgeld von 10
Franken pro fehlende Unterschrift festgelegt, welches Fraktionsmitglieder der Partei
zu entrichten hatten, wenn sie ihre Zielvorgabe verpassen sollten. Der Beschluss, der
mit 13 zu 11 Stimmen knapp und in Abwesenheit von mehr als der Halfte der
Fraktionsmitglieder geféllt worden war, sorgte in der Folge fir einiges bdses Blut.
Nationalrat Roland Rino Biichel (svp, SG) etwa habe nach der Abstimmung die Sitzung
kurzerhand verlassen, beim nachsten Geldautomaten 1500 Franken abgehoben und
nach dem Motto «lhr wollt Stutz statt Stimmen?¢ Kénnt ihr haben!» dem Fraktionschef
noch in derselben Sitzung auf den Tisch «geknallt», wie die NZZ kolportierte. Sein
Ratskollege Yves Nidegger wiederum liess sich in 24heures mit der Aussage zitieren, der
Beschluss sei demotivierend und nicht umsetzbar, kurz: «in jeder Hinsicht idiotisch»
(«idiote a tous points de vue»). Jean-Pierre Grin (svp, VD) sprach gar von parteiinterner
«Diktatur» und zeigte sich entschlossen, keinesfalls auch nur einen Rappen Strafgeld
abzuliefern. Grin  beflrchtete, die kontroverse Massnahme koénnte sogar
kontraproduktiv wirken: Ein Fraktionskollege habe ihm gesagt, er werde unter diesen
Voraussetzungen aus Protest keine Unterschriften mehr sammeln.

Ob trotz, wegen oder ungeachtet des umstrittenen Fraktionsbeschlusses: Die
Unterschriftensammlung nahm in der Folge Fahrt auf, und schon zwei Wochen nach
dem Lauten der Alarmglocke - und drei Wochen vor Ablauf der Sammelfrist - liess
Kampagnenleiter und Nationalrat Michael Graber (svp, VS) in der NZZ verlauten, es sehe
inzwischen «sehr gut» aus fir das Zustandekommen des Referendums. In der Tat
konnte die SVP letztlich sogar 103'015 glltige Unterschriften einreichen - doppelt so
viele wie notig. Seit fast zehn Jahren hatte Gberhaupt nur ein fakultatives Referendum
(jenes gegen die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie) noch mehr Unterschriften
erzielt.
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